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Verkündet 

laut Protokoll 
am 16o Juni 1955 
I, Justizobersekretär

als Urkundsbeamter der Geschäfts-
stelle

I m  N a m e  n d e  s V o l k e s
In dem Rechtsstreit

des Bäckermeisters Albrecht W
Istrasse

bei

vertreten durch seinen Pf"’ ' ’ Leni
bei K strass

Klägers9 Berufungsbeklagten und Revisionsklägers; 
- Prozessbevollmächtigter;:; Rechtsanwalt -

das Land Hessen, gesetzlich vertreten durch seinen Minister­
präsidenten, dieser vertreten durch den hessischen Minister 
für Wirtschaft und Verkehr, dieser vertreten durch den Regie­
rungspräsidenten in Kassel,

Beklagten, Berufungskläger und Revisionsbeklagten 
- Prozessbevollmä cht igt e r ? Rechtsanwalt Prof < B r f l H H )  -

hat der IIIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 16c Juni 1955 unter Mitwirkung der 
Bundesrichter Dri Pagendarm, Rietschel, Brc Weber, Br. Kreft 
und Br. Hussla

für Recht erkannt?

Bie Revision des Klägers gegen das Urteil 
des Oberlandesgerichts in Frankfurt(Main)
- 2o Zivilsenat in Kassel - vom L  Oktober 
1955 wird zurückgewiesen..
Bie Kosten der Revision werden dem Klager 
auferlegt,

g e g e n

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Der Kläger, seit 1943 in Russland vermisst, war Eigen­
tümer eines Opel-Personenkraftwagens (Modell P 4). Dieser 
Viagen wurde- durch schriftliche Verfügung des damaligen kom­
missarischen Ober- und Regierungspräsidenten der Provinz 
Kurhessen in Kassel vom 29* Januar 1946 auf Grund des § 25 
des Reichsleistungsgesetzes (RL.G) beschlagnahmt und gleich­
zeitig wurde gemäss § 15 RLGr seine Übereignung an den Kriegs­
beschädigten Sauerwald in Kassel, der bei der Verkehrsabtei­
lung des Regierungspräsidenten angestellt war, angeordnet„ 
Die MÜbereignungsanordnung,f wurde der Ehefrau des Klägers 
ausgehändigt und die Empfangsbescheinigung von ihr unter­
schrieben»

Nachdem Sauerwald aus dem Behördendienst ausgeschieden 
war» ordnete der Regierungspräsident in Kassel unter dem 
27. Januar 1948 die Übereignung des Kraftwagens an einen Arzt 
'(Ire Wohner in Niederweimar) an. Diese Dbereignungsverfügung 
wurde jedoch auf Anfechtungsklage des Sauerwald hin durch 
Urteil des Verwaltungsgerichts Kassel vom 30, Juni 1949 (VG 
Nr 330/48)aufgehoben» Alsdann hob der Regierungspräsident 
auch seine Verfügung vom 29» Januar 1946 durch einen an Sauer­
wald gerichteten Bescheid vom '21. August 1950 mit der Begrün­
dung auf9 dass diese Verfügung nichtig sei, Die Ehefrau des 
Klägers, die eine Abschrift dieses Bescheids erhalten hatte, 
klagte daraufhin gegen einen gewissen Baiser, dem Sauerwald 
den Wagen, in der Zwischenzeit verkauft und übergeben hatte,, 
auf Herausgabe des Wagens, erwirkte am 9. Marz 1951 ein obsie­
gendes Urteil (2 C 1322/50 AG Marburg/Lahn) und erhielt den

en auch zurück,
sh
■V;

Der Kläger, der in der Inanspruchnahme seines Wagens ei­
ne zum Schadensersatz verpflichtende Amtspflichtverletzung er­
blickt, verlangt von dem beklagten Land Schadensersatz wegen
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der angeblichen Wertminderung des Wagens während der Zeit 
der Beschlagnahme und hat dazu weiter vergetragen? Der Wa­
gen habe bei der Beschlagnahme einen Wert von mindestens 
1*500,-- RM gehabt, bei der Rückgabe aber sei er höchstens 
noch 350,—  DM wert gewesen» Eine Möglichkeit, wegen des 
Schadens von anderer Seite Ersatz zu erlangen, sei nicht 
gegeben, da Sauerwald und Baiser bei dem Erwerb des Wagens 
gutgläubig gewesen seien und daher ein Anspruch gegen sie 
nicht bestünde»

Mit der vorliegenden Klage macht der Kläger einen Teil­
betrag von 200,-- DM nebst Zinsen seines angeblich noch wei­
tergehenden Schadens geltend. Das Landgericht hat der Klage 
stattgegeben, das Oberlandesgericht jedoch auf die Berufung 
des beklagten Landes hin die Klage angewiesen.«,.

Mit der Revision erstrebt der Kläger die Wiederherstel­
lung des landgerichtlichen Urteils» Das beklagte Land bittet 
um Zurückweisung der Revision»

Entscheidungsgründet

■ / 7/

Das Berufungsgericht hat seine die Klage abweisende Ent­
scheidung im wesentlichen fqlgendermassen begründet;

Zwar hätte eine Inanspruchnahme eines Kraftfahrzeugs 
auf Grund des Reichsleistungsgesetzes nur erfolgen dürfen, 
wenn der Leistungsempfänger "Reichsaufgaben” zu erfüllen ge­
habt hätte und die Inanspruchnahme zur Behebung eines öffent­
lichen Notstandes, der auf andere Weise nicht hätte beseitigt 
werden können, erforderlich gewesen sei. Selbst wenn diese 
Voraussetzungen hier objektiv nicht gegeben gewesen sein soll-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

K tr,.

ten? so könne doch nicht festgestellt werden* dass der 
sachbearbeitende Beamte die Voraussetzungen eines Notstan­
des und der Erfüllung öffentlicher Aufgaben schuldhaft un­
richtig beurteilt habe* Auch daraus, dass der Wagen statt 
zur Nutzung zur Verfügung in Anspruch genommen worden sei, 
könne dem Beamten kein Schuldvorwurf gemacht werden« Schliess­
lich könne auch darin eine schuldhafte Amtspflichtverletzung 
des verantwortlichen Beamten nicht gesehen werden, dass die 
Beschlagnahme- und Übereignungsanordnung nicht dem Kläger, 
sondern dessen Ehefrau ausgehändigt worden sei,

II o

lo Hiergegen macht die Revision zunächst geltend? Der 
Berufungsrichter habe übersehen, dass der zuständige Regie­
rungspräsident in seinem Bescheid vom 21, August 1950 fest- 
gestellt habe, dass die Inanspruchnahme- und Übereignungs­
verfügung vom 29«' Januar; 19.46 nichtig sei, Nichtigkeit eines 
Verwaltungsaktes aber habe zur Voraussetzung, dass dieser 
auf "reiner Willkür" beruhe. Daraus sei zu folgern, dass bei 
Nichtigkeit eines Verwaltungsakts immer eine Amtspflichtver­
letzung vorliege. Das beklagte Land sei schon nach dem Grund­
satz von Treu und Glauben verpflichtet, den Bescheid vom 21, 
August 1950, in weichem die Beorderung des Wagens für nichtig 
erklärt worden sei, gegen sich gelten zu lassen und auch die 
finanziellen Folgerungen aus diesem Bescheid zu ziehen. Dem 
kann jedoch nicht gefolgt werden.

Der Regierungspräsident hat durch seinen Bescheid vom 
21« August 1950 die Verfügung vom 29« Januar 1946 wieder auf­
gehoben. Da ein Nichtigkeitsgrund für diese Aufhebungsverfü- 
gühg nicht ersichtlich ist, haben die Gerichte die Aufhebung 
der Inanspruchnahme- und Übereignungsverfügung als rechtswirk­
sam hinzunehmen und sind insoweit an die M Tatbestandswirkung33

jlp'C
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des Verwaltungsakts, den die'Aufhebungsverfügung darstellt, 
gebundene Darüber hinaus aber kommt der Entscheidung des 
Regierungspräsidenten eine - auch die Zivilgerichte binden­
de - Rechtskraftwirkung nicht zu. Insbesondere sind die 
Zivilgerichte an die von dem Regierungspräsidenten für die 
Aufhebungsverfügung gegebene Begründung (nämlich Nichtigkeit 
der Inanspruchnahme- und Übereignungsverfügung vom 29« Ja­
nuar 1946) nicht gebunden (BGfHZ 9? 129 ff)« Abgesehen davon 
würde selbst eine - etwa durch ein. Verwaltungsgericht getrof­
fene - rechtskräftige und das Zivilgericht bindende Feststel­
lung der Nichtigkeit der Inanspruchnahme- und Übereignungs­
verfügung die Befugnis und die Pflicht der mit der Schadens­
ersatzklage befassten Berichte zur selbständigen und eigen­
verantwortlichen Prüfung und Entscheidung der Verschuldens­
frage nicht irgendwie beeinträchtigen {vgl Urteile des Se­
nats vom 3* Mai 1954 - III ZR 38/53 - S 5 und vom 13« Mai 
1954 -  I I I  ZR 543/52 - S 5 /6 ) .

Auch die Erwägungen der Revision.; das beklagte Land 
müsse die Erklärung des Regierungspräsidenten., dass Inan­
spruchnahme und Übereignung des Wagens nichtig seien? ge­
gen sich gelten lassen und die finanziellen Folgerungen 
daraus ziehen, können für sich allein nicht zu einer Haf­
tung des beklagten Landes führen« Denn selbst wenn man an­
nehmen wollte, dass das beklagte Land sich bei der gegebenen 
Sachlage so behandeln lassen müsste, wie wenn die Verfügung 
tatsächlich von Anfang an nichtig gewesen sei, so würde da­
mit der hier geltend gemachte Amtshaftungsanspruch noch nichf 
begründet sein„ Denn dieser Anspruch ist ’ mit der Nichtigkeit 
der Inanspruchnahme- und Übereignungsverfügung noch nicht 
ohne weiteres gegeben, vielmehr muss noch hinzukommen, dass 
gegen die verantwortlichen Beamten aus dem Erlass dieser Ver­
fügung ein Schuldvorwurf erhoben werden kann. Selbst wenn da­
her das beklagte Land den Bescheid des Regierungspräsidenten
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vom 21, August 1950 mit der ihm gegebenen Begründung ge­
gen sich gelten lassen müsste, so folgt daraus keineswegs, 
dass es sich auch nicht gegen einen im Rahmen eines•Seha- 
densersatzprozesses gegen seine Beamten erhobenen Schuld­
vorwurf wehren dürfe,

2c Ein Verschulden der für den Erlass der Inanspruch­
nahme- und Übereignungsverfügung vom 29* Januar 1946 ver­
antwortlichen Beamten aber hat das Berufungsgericht mit 
Recht verneint..

a) Bas Berufungsgericht hat hierzu im einzelnen ausge­
führt 1 Aus der Beschaffung eines Kraftwagens zum persönli­
chen Eigentum des Behördenangestellten Sauerwald könne 
nicht ohne weiteres der Schluss gezogen werden, dass damit 
die Inanspruchnahme lediglich in dessen privatem Interesse 
erfolgt sei. Es könne vielmehr - wie in BGHZ 4, 10 /26 ff/ 
dargelegt sei - durchaus im öffentlichen Interesse liegen, 
einem Bediensteten einer Behörde einen Mbeamieneigenen,v 
Kraftwagen zu überlassen. In dem Antrag der Verkehrsabtei­
lung des Regierungspräsidenten an das Präsidialamt auf Er- ; 
teilung der Genehmigung zum Erwerb eines Pkw sei ausdrück­
lich auf das Aufgabengebiet von Sauerwald hingewiesen und 
'festgestellt worden, dass Sauerwald häufig noch nachmittags 
zu dem damaligen amerikanischen Transportoffizier bestellt 
worden und die Fahrbereitschaft nicht immer in der Lage ge­
wesen sei, Ihm hierzu einen behördeneigenen Wagen zur Ver­
fügung zu stellen, Baraus ergebe sich, dass der für die In­
anspruchnahme verantwortliche Beamte durchaus sachgerechte 
Erwägungen angestellt und sich nicht leichtfertig über die 
vom Gesetz’gezogenen Schranken hinweggesetzt habe. Selbst 
wenn der Beamte die Voraussetzungen eines öffentlichen Rot- 
.standes und der Erfüllung öffentlicher Aufgaben objektiv un­
richtig beurteilt habe, so ergebe sich aus dem eigenen Vor-

1$
fl
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trag des Klägers and auch aus der gesamten Sachlage kein 
j Anhaltspunkt dafür, dass der Beamte willkürlich gehandelt
i . und schuldhaft die Grenzen des behördlichen Ermessens über-
; schritten habe. ; •

Biese Ausführungen halten einer rechtlichen Nachprü-^ 
fang stand und lassen.einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Bie 
Revision meint zwar, das beklagte Land, habe selbst als einzig 
gen Grund für die Inanspruchnahme des Wagens angegeben, dass 
dem kriegsbeschädigten Sauerwald sein Bienst für die Behörde 
habe erleichtert werden sollen, und deshalb habe das Eeru- 
fungsgericht auch nicht nach anderen Zwecken suchen dürfen, : 
die für die Verwaltungsbehörde massgebend gewesen sein könn­
ten. Bas ist jedoch nicht richtig. Nach dem Tatbestand des 
angefochtenen Urteils sind u.a , "die Beschlagnahmevorgänge 
Stv II/5 Nr 289/46 des Regierungspräsidenten in Kassel so­
wie die weiteren den streitigen Wagen betreffenden Verfügun­
gen und Anordnungen der Regierung in Kassel" herangezogen 
worden und Gegenstand der Verhandlung gewesen. Bas Berufungs­
gericht war deshalb nicht gehindert, in dem hier interessie­
renden Zusammenhang auch die in den genannten Verwaltungsvor­
gängen befindliche und oben erwähnte Anfrage der Verkehrsab­
teilung des Regierungspräsidenten an das Präsidialamt zu be­
rücksichtigen* Bie Ansicht der Revision, auch bei den aus 
diesem Antrag sich ergebenden Erwägungen der Behörde handele 
es sich nur darum, dem Kriegsbeschädigten Sauerwald eine Be­
quemlichkeit zu verschaffen, trifft nicht zu. Vielmehr er­
gibt sich aus diesem Antrag, dass die Erwägungen und Überle­
gungen des sachbearbeitenden Beamten durchaus sachgerecht*
waren und dass er den Zweck verfolgte, im öffentlichen In­
teresse dem Angestellten Sauerwald eine bessere Wahrnehmung 
seiner dienstlichen Aufgaben zu ermöglichen, Ber Präge, ob 
bei der gegebenen Sachlage wirklich objektiv die Vorausset­
zungen für eine Inanspruchnahme des Kraftwagens zugunsten des
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Sauerwald (Erfüllung von 11 ReichsaufgabenM und Behebung 
eines "öffentlichen Rot Standes") gegeben waren und ob 
verneinendenfalls die Richtigkeit der Inanspruchnahme­
verfügung oder lediglich deren Anfechtbarkeit angenommen 
werden müsste«, braucht nicht weiter nachgegangen zu wer- 
den« Jedenfalls hat das Berufungsgericht mit Rücksicht 
darauf5 dass die Vorgänge sich bereits in den ersten Wel­
chen des Jahres 1946 abgespielt haben, als über den Um­
fang der sich, aus dem Reichsleistungsgesetz für die Behör­
denergebenden Befugnisse noch weithin Unklarheit herrschte , 
zutreffend eine schuldhaft^ Verkennung d.er hier erörterten 
Voraussetzungen für eine Inanspruchnahme des Wagens auf 
Seiten des sachbearbeitenden Beamten verneint«,

b) Auch darin, dass der Kraftwagen "zur Verfügung" 
und nicht lediglich "zur Rutzung" in Anspruch genommen wor­
den ist, hat das Berufungsgericht mit Recht ein Verschulden 
des sachbearbeitenden Beamten nicht gesehen. Zur Begründung
.hat es ausgeführt, der Beamte habe zunächst beim Landrat 
des Kreises Kassel angefragt, ob gegen die Übereignung des 
Wagens Bedenken bestünden, habe mithin nicht leichtfertig 
gehandelte. Abgesehen davon sei die voraussichtliche Bauer 
der Inanspruchnahme überhaupt nicht zu übersehen gewesen 
und deshalb habe zur Vermeidung künftiger Streitigkeiten 
die Inanspruchnahme des Wagens zur Verfügung statt zur Nut­
zung als eine durchaus zweckmässige Massnahme erscheinen 
können, Biese /Ausführungen entsprechen der ständigen Recht­
sprechung des Senats (BfiHZ 4? 10 £50 fj und 6 , 178 ß&yj'). 
Uie Revision ist hierauf auch nicht mehr zurückgekommeno

c) Endlich kann auch daraus nichts zugunsten des Klä­
gers hergeleitet werden, d„ass die Verfügung-vom 29<> Januar 
1946 seiner Ehefrau ausgehändigt worden ist, Leistungspflieh 
tig ist gemäss § 1 5  RLG- der Besitzer des anzufordernden Ge­
genstandes, Bie Leistungsanforderung an den Besitzer genügt
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daher; auch wenn dieser nicht Eigentümer ist. Bei mehreren 
Besitzern genügt die Bekanntgabe an einen von ihnen (BGHZ 4S 
77 /79/5-0 Hier war die massgebliche Verfügung zwar an den Klä­
ger persönlich gerichtetAusgehändigt wurde sie seiner Ehe- 
frau; die damals zumindest Mitbesitzerin des Kraftwagens war 
•und auch angesichts dessen? dass der Kläger selbst als Soldat 
vermisst wart allein der auf die Überlassung des Kraftwagens 
gerichteten Leistungsanforderung nächkommen konnten Dadurch; 
dass ihr als der Leistungspflichtigen die zwar an den Kläger 
selbst gerichtete Verfügung ausgehändigt wurden war eine aus­
reichende Bekanntgabe an sie y die nicht der Form einer regel­
rechten Zustellung bedurften erfolgt (vgl BGHZ 4* 10 0/217) n

III.

Sonach hat das Berufungsgericht mit Recht das Vorliegen 
einer das beklagte Land zum Schadensersatz verpflichtenden 
Amtspflichtverletzung mangels Verschuldens der verantwortli­
chen Beamten verneint» Es kann deshalb offen bleiben; ob der 
Kläger überhaupt durch die hier in Rede stehenden Massnahmen 
einen Schaden erlitten hat» Dies könnte mit Rücksicht darauf; 
dass der Kläger - wie sich aus dem Schreiben seines damaligen 
Bevollmächtigten an den Regierungspräsidenten in Kassel vom 
30c Juni 1950 ergibt - den damaligen Taxpreis des Wagens in 
Höhe von 650,— RM bekommen und nunmehr den Wagen selbst zu­
rückerhalten hat; zweifelhaft erscheinen» Ebenso kann uner- 
örtert bleiben; ob für den Kläger die Möglichkeit anderweiter 
Ersatzerlangung besteht; die gemäss § 839 Abs 1 Satz 2 BGB dem 
hier geltend gemachten Amtshaftungsanspruch entgegenstehen 
würde» , : 1: . ,

Die Revision des Klägers gegen das seine Klage abweisen­
de Berufungsurteil musste nacht alledem als unbegründet zurucle­
ge wie sen werdeno
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Die Kosten des erfolglos gebliebenen Rechtsmittels 
hat der Kläger gemäss § 97 ZPO zu tragen.

Dr. Pagendarm Rietschel Dr„ Weber Dr„ Kreft Dr. Hussla
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